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1 Ausgangslage 

Die aktuelle Organisation der Seelsorge in den Spitälern und Gefängnissen im Kanton Basel-Stadt ist 
historisch gewachsen: Neben der Evangelisch-reformierten Kirche (ERK) und der Römisch-Katholi-
schen Kirche (RKK) sind Seelsorgende zu einem bedeutenden Anteil bei den beiden Baselbieter Kir-
chen, der Stiftung Diakonat Bethesda und bei mehreren Privatspitälern angestellt. Zudem leisten ei-
nige dieser Institutionen untereinander zweckbestimmte Kostenbeiträge aufgrund multilateraler oder 
bilateraler Vereinbarungen. 

Dabei ist festzuhalten, dass die Seelsorgerinnen und Seelsorger unabhängig von der anstellenden Or-
ganisation nicht nur über die notwendige besondere berufliche Qualifikation verfügen, sondern in aller 
Regel auch über die von einer öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft im Kanton Basel-Stadt an-
erkannte kirchenrechtliche Beauftragung. 

Seit dem Jahr 2024 steht das Kernteam der Seelsorgenden der RKK und der ERK in deren Auftrag unter 
der gemeinsamen Leitung von Sarah Biotti; sie hat die Leitung der Spezialseelsorge bei der RKK inne. 
Auch die Seelsorgerinnen und Seelsorger der übrigen Anstellungsträger werden sukzessive in ein ge-
meinsames Netzwerk einbezogen. 

Der Kanton leistet aufgrund des Vertrags vom 13.12.1994 Beiträge an die vier öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften im Kanton Basel-Stadt zugunsten der Spital- und Gefängnisseelsorge im 
Umfang von aktuell insgesamt CHF 886'600. 

Aufgrund eines Anzugs der Grossrätin Barbara Heer hat der Regierungsrat beim Büro Bass eine Be-
darfsanalyse Seelsorge in Spitälern und Gefängnissen des Kantons Basel-Stadt in Auftrag gegeben 
und dem Grossen Rat am 22.05.2024 dazu berichtet (Zitate): 

- «Der Regierungsrat möchte die Gewährung von Staatsbeiträgen für die Seelsorgetätigkeiten 
weiterhin an die öffentlich-rechtliche und neu auch an die kantonale Anerkennung von Religi-
onsgemeinschafen anknüpfen.» 

- «Aktuell werden die Seelsorgetätigkeiten in den öffentlichen Spitälern vom Kanton mitfinan-
ziert. Im Sinne der Gleichbehandlung soll die Unterstützung auf die Seelsorge in Privatspitä-
lern erweitert werden.» 

In dieser Situation haben die Kirchenräte der ERK und der RKK im Frühjahr 2024 die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe beschlossen mit dem Ziel, eine ökumenische Organisation der Spital- und Gefängnis-
seelsorge zu prüfen. Die Kirchenräte der ERK und der RKK legen den beiden Synoden mit dem vorlie-
genden identischen Bericht resp. Ratschlag die Ergebnisse der Konzeptarbeit zum Entscheid vor. 

Gleichzeitig hat die Arbeitsgruppe die Federführung der Verhandlungen mit dem zuständigen Finanz-
departement für eine materielle Erneuerung des nun bereits seit 30 Jahren laufenden Vertrags über-
nommen. Die Ergebnisse stehen im Zeitpunkt der Verabschiedung des vorliegenden Berichts und Rat-
schlags noch nicht endgültig fest. Die Kirchenräte berichten darüber mündlich. 

 

2 Begriffe 

Bisher sind die Begriffe Spital- resp. Gefängnisseelsorge gängig. Der Begriff «Seelsorge» stammt aus 
dem christlichen Kontext und hat eine lange Geschichte. Angesichts der aktuellen Offenheit gegen-
über Menschen ohne kirchliche Zugehörigkeit und anderer Religionen soll neu mit folgenden Begriffen 
gearbeitet werden: 

- «Spiritual Care» meint die freiwillige persönliche Begleitung von Menschen, speziell in ihren 
religiösen, spirituellen und existentiellen Fragen und Anliegen im Sinne einer umfassenden 
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und ganzheitlichen, auch transzendenten Sicht auf das Leben, unabhängig von der oder einer 
religiösen Orientierung. 

- «Spezialisierte Spiritual Care» meint Seelsorge mit Menschen in einer besonders vulnerablen 
Lebenssituation wie etwa im Spital oder in Gefangenschaft unabhängig von einer konfessio-
nellen Zugehörigkeit oder religiösen Orientierung. Sie setzt bei den Seelsorgenden eine ent-
sprechende spezielle fachliche und persönliche Qualifikation voraus, gerade auch im Hinblick 
auf die Offenheit gegenüber verschiedenen religiösen Orientierungen. 

3 Ziele und Grundkonzept 

Der Auftrag der Kirchen in diesem Rahmen ist unbestritten, eine nachhaltige Finanzierung jedoch an-
gesichts der rückläufigen Steuereinnahmen der Kirchen zunehmend anspruchsvoll. Mit dem Ziel 

- die Seelsorge in Institutionen unter institutioneller Beteiligung der involvierten Organisationen 
zu konzentrieren und damit zu stärken, 

- die bereits bisher gepflegte Ökumene formal zu festigen damit deutlicher sichtbar zu machen, 

- die Qualität, Vernetzung und zielgerichtete Zusammenarbeit durch eine einheitliche Anstel-
lung, Führung und Begleitung der Seelsorgerinnen und Seelsorger zu erleichtern, 

planen die ERK BS und die RKK BS, ihre Bereiche der spezialisierten Spiritual Care in einer neu zu er-
richtenden privatrechtlichen Stiftung zusammenzuführen und die weiteren Akteure nach Möglichkeit 
einzubeziehen, um ein integrales Angebot in Institutionen im Kanton sicherzustellen. 

Der wesentliche Schritt von der bisherigen zur neuen Organisation besteht darin, dass die bestehen-
den unterschiedlichen vertraglichen Bindungen durch die Gründung einer gemeinsamen Institution 
mit eigener Rechtspersönlichkeit und Vermögensfähigkeit abgelöst werden. Vorgeschlagen wird die 
Errichtung einer privatrechtlichen Stiftung. Für die Partnerschaft mit dem Kanton und den beteiligten 
Institutionen vermag diese Rechtsform am ehesten die notwendige Stabilität zu bieten. 

Im Stiftungsrat (strategische Ebene) sollen neben der ERK und der RKK als Stifterinnen (mit der Mehr-
heit der Sitze) auch die Christkatholische Kirche Basel-Stadt und die Israelitische Gemeinde Basel 
Einsitz nehmen. Kantonal anerkannte Religionsgemeinschaften, die sich heute oder in Zukunft ver-
bindlich beteiligen wollen, können sich im Stiftungsrat mit beratender Stimme vertreten lassen. 
Schliesslich engagiert sich die Stiftung Diakonat Bethesda im Stiftungsrat; sie stellt im USB und im Be-
thesda Spital fünf Seelsorgende, die alle über eine Anerkennung durch eine der beiden Kirchen verfü-
gen. 

Auf der operativen Ebene sollen die einzelnen Institutionen – Religionsgemeinschaften wie Spitäler 
und das Amt für Justizvollzug für die Gefängnisse - mit nach einheitlichen Kriterien gestalteten, aber 
im Einzelnen anpassungsfähigen Kooperationsverträgen eingebunden werden. In diesen werden ins-
besondere die Qualitätsstandards, die gegenseitigen Verpflichtungen und die Organisation der Zu-
sammenarbeit mit paritätischen Kommissionen geregelt. 

Eine teilzeitliche Geschäftsführung nimmt die integrale Führungsverantwortung gegenüber den Mitar-
beitenden wahr und pflegt im Rahmen von paritätischen Begleitkommissionen die Kontakte zu den 
Einsatzorganisationen. Die Funktion Rechnungsführung und Administration soll von einer der beiden 
Stifterinnen im Mandat übernommen werden. 

Der operative Start der neuen Organisation wird per 01.01.2026 ins Auge gefasst. Dies unter der Vo-
raussetzung, dass mit einer neuen Leistungsvereinbarung mit dem Kanton eine hinreichende Finan-
zierung sichergestellt werden kann. 
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4 Beteiligte Institutionen 

Gemäss aktuellem Planungsstand beteiligen sich an der Realisierung der spezialisierten Spiritual 
Care in Zukunft: 

4.1 5 Religionsgemeinschaften 

mit Anerkennung gemäss §§ 126 oder 133 der Kantonsverfassung 

- ERK BS und ihre Kirchgemeinden 

- RKK BS und ihre Pfarreien 

- Christkatholische Kirche Basel-Stadt (CKK) 

- Israelitische Gemeinde Basel (IGB) 

- die Evangelisch-Lutherische Kirche (ELK, mit kantonaler Anerkennung) 

Weitere Religionsgemeinschaften sollen einbezogen werden, sofern sie vom Kanton anerkannt wer-
den und die Qualitätsstandards für die spezialisierte Spiritual Care erfüllen. 

4.2 11 Einsatzorte 

- Universitätsspital Basel (USB) 

- Universitäre Altersmedizin Felix Platter (UAFP) 

- Universitäre Psychiatrische Klinik (UPK) 

- Universitätskinderspital beider Basel (UKBB) 

- Bethesda Spital (Stiftung Diakonat Bethesda) 

- Claraspital 

- REHAB Basel 

- Merian Iselin Klinik  

- Adullam Spitäler  

- Klinik Sonnenhalde 

- Gefängnisse Waaghof und Bässlergut (Amt für Justizvollzug) 

 

4.3 Kanton Basel-Stadt (Finanzdepartement) 

Als Auftraggeber für Leistungen im öffentlichen Interesse (Staatsbeitrag) 
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5 Personalfragen 

5.1 Ziele 

- Die aktuell bei der ERK und RKK angestellten Seelsorgerinnen und Seelsorger wechseln zur 
ökumenischen Stiftung als neue Arbeitgeberin. 

- Die personelle Kapazität wird insgesamt erhalten. 

- In Bezug auf Lohn, Arbeitszeit und Ferien wird niemand schlechter gestellt als bisher. 

- Alle Beschäftigten werden in Bezug auf die Anstellungsbedingungen gleich behandelt  
(vorbehältlich lohnmässige Besitzstände). 

- Der Übergang soll möglichst kostenneutral erfolgen. 

- Die beteiligten Pensionskassen sollen zum Zeitpunkt des Übergangs keine Versicherten verlie-
ren. 

Dabei werden selbstverständlich die gesetzlichen Vorgaben für Betriebsübergänge eingehalten, 
wie sie in Art. 333 ff. OR festgelegt sind. 

Die betroffenen Mitarbeitenden sind am Team-Treffen vom 5. Juni 2024 über die Pläne und die 
Grundsätze des Übergangs informiert worden und haben sich dazu grundsätzlich positiv geäus-
sert. 

5.2 Anstellungskonditionen der Stiftung 

Die Lohnsysteme der ERK und der RKK für die beteiligten Seelsorgenden sind nur beschränkt ver-
gleichbar und basieren u.a. auf unterschiedlichen Wochenarbeitszeiten. Die neuen Anstellungsbedin-
gungen werden so gestaltet, dass sie für alle Übertretenden attraktiv oder wenigstens akzeptabel 
sind: 

- Allen Übertretenden wird ein neuer, einheitlicher Arbeitsvertrag angeboten. 

- Neu gilt für alle eine Wochenarbeitszeit von 42 Stunden. 

- Die individuell zu leistende jährliche Arbeitszeit bleibt für die Übertretenden unverändert, und 
der bisherige Nominallohn ist garantiert. 

- Das Lohnsystem orientiert sich an der bisherigen Regelung der RKK. Eine systematische An-
passungen nach oben ist geplant; deren Ausmass hängt jedoch von der Höhe des zukünftigen 
Staatsbeitrags ab. 

- Die Übertretenden bleiben bei ihrer bisherigen Pensionskasse versichert. Die Frage, welcher 
Pensionskasse sich die Stiftung für neueintretende Mitarbeitende anschliessen wird, ist kom-
plex; die entsprechenden vertieften Abklärungen sind im Gange. Über zwischenzeitlich vorlie-
gende Ergebnisse wird mündlich berichtet. 

- Die übrigen Anstellungsbedingungen werden so gestaltet, dass sie insgesamt gegenüber den 
aktuellen bei ERK oder RKK mindestens etwa gleichwertig sind. 

Die betroffenen Mitarbeitenden werden am Team-Treffen vom 24. Juni 2025 im Detail über alle Fragen 
im Zusammenhang mit dem Übertritt zur Stiftung und den neuen Anstellungsbedingungen informiert. 
Es ist geplant, ihnen im 3. Quartal 2025 die individuellen neuen Arbeitsverträge vorzulegen. 
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6 Finanzierung 

Die Kosten für die Spiritual Care in Spitälern und Gefängnissen im Kanton Basel-Stadt belaufen sich 
insgesamt auf etwa CHF 2,8 Mio. und müssen vom Kanton, den Spitälern und den Religionsgemein-
schaften gemeinsam getragen werden. ERK und RKK tragen zusammen aktuell Nettokosten von etwa 
CHF 575’000. In Zukunft werden etwa 60% der Gesamtkosten vom Kanton als Leistungen im öffentli-
chen Interesse anerkannt. Über die künftige Zuteilung der Kosten und Beiträge wird im ersten Halbjahr 
2025 auf der Basis einer detaillierten Leistungserhebung durch die Seelsorgenden verhandelt. 

Die Verhandlungsdelegation, bestehend aus den beiden Präsidenten der ERK BS und der RKK BS, der 
Präsidentin der IGB, dem Pfarrer der CKK, der Teamleiterin Spital- und Gefängnisseelsorge und dem 
Projektleiter der gemeinsamen Arbeitsgruppe, hat beim federführenden Finanzdepartement deutlich 
gemacht, dass die Kirchen die zukünftigen finanziellen Lasten und Risiken nicht mehr im bisherigen 
Ausmass zu tragen vermögen, und dass neben der Mehrheit der Privatspitäler auch die öffentlichen 
Spitäler ihren Beitrag zu leisten haben. 

Während heute ERK und RKK die Finanzierungsrisiken für ihr Personal tragen, entscheiden in Zukunft 
die Synoden der ERK und der RKK auf Antrag ihrer Kirchenräte jeweils über ihre jährlichen Beiträge an 
die Stiftung, erstmals mit dem Budget 2026. Dabei ist in Aussicht genommen, dass  

- der Beitrag für beide Kirchen nicht höher sein soll als ihre bisherigen Nettokosten; 

- beide Kirchen einen Beitrag in gleicher Höhe leisten. 

Bei Verabschiedung des vorliegenden Antrags/Ratschlags sind die Verhandlungen mit dem Kanton 
und den Spitälern noch nicht abgeschlossen. Sollte das Ergebnis der Verhandlungen eine nachhaltige 
Finanzierung ermöglichen und vom Grossen Rat im Herbst bestätigt werden, kann die Stiftung ihre 
operative Tätigkeit per 01.01.2026 aufnehmen. Andernfalls wird der Start verschoben, bis die Finan-
zierung geklärt ist. In diesem Fall würde die aktuelle Anstellung der Mitarbeitenden vorderhand unver-
ändert weitergeführt. 

7 Errichtung einer gemeinsamen Stiftung 

Für das Stiftungsstatut liegt ein bereinigter Entwurf vor. Dieser wurde im Einvernehmen mit den weite-
ren beteiligten Religionsgemeinschaften CKK, IGB und ELK verfasst, sowohl vom Finanzdepartement 
als auch von der Aufsichtsbehörde BSABB vorgeprüft, und von den beiden Kirchenräten verabschie-
det. Der Text ist aus dem Anhang ersichtlich. 

Die Errichtung der Stiftung wird zwischen der ERK und der RKK vertraglich vereinbart. Dieser Vertrag 
untersteht der Genehmigung durch die beiden Synoden. Zu einzelnen Bestimmungen des Vertrags 
und der Statuten sind folgende Hinweise anzubringen: 

7.1 Vertrag 

Ad Ziffer 2:  

• Das minimale Dotationskapital von CHF 50‘000 wird von den beiden Kirchen gestellt, so dass 
sich weitere vertragliche Vereinbarungen zur Errichtung der Stiftung erübrigen. 

• Damit die Anbindung der Stiftung an die beiden Kirchen auch langfristig gewährleistet ist, be-
dürfen spätere Änderungen der Statuten der Zustimmung beider Kirchenräte. 

Ad Ziffer 4: 

• Die aktuellen Systemlöhne bei der ERK liegen über den Ansätzen der RKK. Der Erhalt des bis-
herigen Lohnniveaus für alle aktuell übertretenden Mitarbeitenden führt deshalb vorüberge-
hend zu Mehrkosten gegenüber dem neuen Lohnsystem der Stiftung. Diese Mehrkosten sind 
fairerweise von der ERK zu tragen. 
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• Umgekehrt trägt die RKK die Mehrkosten für die Vierwochenkurse, welche die Mitarbeitenden 
mit einer bischöflichen Missio Canonica alle 10 Jahre zu absolvieren haben. 

• Im Übrigen muss sich die Stiftung - neben den Beiträgen der Kirchen vor allem durch den 
Staatsbeitrag und die Kostenbeiträge der Spitäler - vollständig selber finanzieren. Deshalb 
wird eine weitergehende Haftung der Kirchen für die Verpflichtungen der Stiftung, insbeson-
dere für Pensionskassen-Risiken, ausgeschlossen. 

Ad Ziffer 5: 

• Durch die Gründung der Stiftung und die Neugestaltung der Vereinbarungen mit den Religions-
gemeinschaften und den Institutionen werden die beiden bisherigen Verträge mit den öffentli-
chen Spitälern und für die Gefängnisseelsorge obsolet. Angesichts der längeren Kündigungs-
fristen sollen sie im gegenseitigen Einvernehmen aufgehoben werden. Die Zustimmung der 
Spitäler wird anlässlich der laufenden Verhandlungen eingeholt und bleibt vorbehalten. 

7.2 Statuten 

[Name] Der Primärname ist zur Zeit der Verabschiedung dieser Vorlage noch in Vernehmlas-
sung bei den Seelsorgenden. 

Ad Artikel 5:  Damit alle Religionsgemeinschaften entsprechend ihrem Gewicht einbezogen wer-
den können, ist ein relativ großer Stiftungsrat vorgesehen. So bleibt gewährleistet, 
dass die beiden Kirchen über eine klare Mehrheit im Stiftungsrat verfügen. Damit die 
Stiftung ihre zukünftige Funktion als Plattform für die spezialisierte Spiritual Care 
erfüllen kann, sollen Religionsgemeinschaften mit kantonaler Anerkennung mit be-
ratender Stimme im Stiftungsrat mitwirken können, ohne dass es dafür jeweils einer 
Statutenänderung bedarf. 

Ad Artikel 9:  Angesichts der Größe des Stiftungsrates wird dieser laufende Fragen an einzelne 
Mitglieder oder Ausschüsse delegieren. 

Ad Artikel 12:  Da die Seelsorgenden nicht mehr direkt für eine öffentlich-rechtlich anerkannte Re-
ligionsgemeinschaft tätig sind, soll ausdrücklich festgehalten werden, dass sie 
auch als Angestellte der Stiftung ihren vom öffentlichen Recht des Bundes, der Kan-
tone und der Gesetzgebung der Kirchen geregelten Status bewahren. 
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8 Antrag des Kirchenrates 

Der Kirchenrat beantragt nach Art. 32 der Geschäftsordnung der Synode der RKK BS vom 18. Septem-
ber 2018 (Nr. 3.10), den beiliegenden Vertrag zwischen der Evangelisch-reformierten Kirche des Kan-
tons Basel-Stadt und der Römisch-Katholischen Kirche des Kantons Basel Stadt betreffend ökumeni-
sche Organisation der spezialisierten Spiritual Care in den Spitälern und Gefängnissen auf dem Ge-
biet des Kantons Basel-Stadt zu genehmigen. 

 

 

Basel, 13. Mai 2025      Im Namen des Kirchenrates 

Der Präsident: Dr. Christian Griss 

Die Sekretärin: lic. iur. Annette Jäggi 
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Beschluss der Synode  
 

betreffend  

 

Vertrag zwischen  

der Evangelisch-reformierten Kirche des Kantons Basel-Stadt und 

der Römisch-Katholischen Kirche des Kantons Basel Stadt 

betreffend  

ökumenische Organisation der spezialisierten Spiritual Care in den Spitälern und Gefängnissen auf 
dem Gebiet des Kantons Basel-Stadt 

 

 

Die Synode der Römisch-Katholischen Kirche des Kantons Basel-Stadt, auf Antrag des Kirchenrates 
und gestützt auf § 9 Abs. 1 Ziff. 16 der Verfassung der Römisch-Katholischen Kirche des Kantons Ba-
sel-Stadt, beschliesst: 

„Der Vertrag zwischen der Evangelisch-reformierten Kirche des Kantons Basel-Stadt und der Rö-
misch-Katholischen Kirche des Kantons Basel Stadt betreffend ökumenische Organisation der spezia-
lisierten Spiritual Care in den Spitälern und Gefängnissen auf dem Gebiet des Kantons Basel-Stadt 
wird genehmigt.“ 

 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum.  

 

 

Basel, 24. Juni 2025     Im Namen der Synode  

Der Präsident:  Martin Elbs 

Der Vizepräsident :  Jürg Zihlmann  

Die Sekretärin:  Erika Maurer  
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Vertrag 

zwischen 

der Evangelisch-reformierten Kirche des Kantons Basel-Stadt 
(nachfolgend ERK BS) 

und 

der Römisch-Katholischen Kirche des Kantons Basel-Stadt 
(nachfolgend RKK BS) 

betreffend 

ökumenische Organisation der spezialisierten Spiritual Care  
in den Spitälern und Gefängnissen auf dem Gebiet des Kantons Basel-Stadt 

 

1 Ziel 

Die Seelsorge in öffentlichen Institutionen (Spitälern und Gefängnissen), Privatspitälern, Alterspflege- 
und Behinderteneinrichtungen ist derzeit weitgehend ökumenisch, aber je nach Ort der Ausübung auf 
der Grundlage verschiedener Verträge der Kirchen mit dem Kanton und den verschiedenen Institutio-
nen unterschiedlich organisiert. 

Mit dem Ziel 

- die Seelsorge in Institutionen unter Beteiligung der Partnerorganisationen zu konzentrieren und 
damit zu stärken, 

- die bereits bisher gepflegte Ökumene formal zu festigen damit deutlicher sichtbar zu machen, 
und weitere anerkannte Religionsgemeinschaften institutionell einzubeziehen, 

- die Qualität, Vernetzung und zielgerichtete Zusammenarbeit durch eine integrale Begleitung der 
Seelsorgerinnen und Seelsorger und einheitliche Qualitätsstandards zu erleichtern, 

planen die ERK BS und die RKK BS, ihre Bereiche der Spiritual Care in Institutionen im Kanton Basel-
Stadt und die dort tätigen Mitarbeitenden in einer neu zu errichtenden privatrechtlichen Stiftung zu-
sammenzuführen. 

2 Stiftung 

Die beiden Vertragspartner errichten gemeinsam und mit Beteiligung weiterer anerkannter Religions-
gemeinschaften und Trägerorganisationen der Spiritual Care unter dem Namen 

[...], Stiftung für spezialisierte Spiritual Care 
(nachfolgend: Stiftung) 

eine privatrechtliche Stiftung gemäss Art. 80 ff. ZGB mit Sitz in Basel. 
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Die beiden Vertragspartner stiften das Dotationskapital von CHF 50'000 zu gleichen Teilen à 
CHF 25'000. 

Die Stiftungsstatuten bedürfen der ausdrücklichen Zustimmung der Kirchenräte beider Vertrags-
partner. Dies gilt auch für spätere Änderungen. Der beiliegende Statutenentwurf ist integraler Bestand-
teil dieser Vereinbarung. Die Genehmigung des Textes durch die zuständigen staatlichen Behörden 
bleibt vorbehalten. 

Die Kirchenräte wählen jeweils die von den Vertragspartnern zu delegierenden Mitglieder des Stif-
tungsrates. 

Die Stiftung untersteht der Aufsicht durch die BSABB, BVG- und Stiftungsaufsicht beider Basel. 

Die Stiftung soll ihre operative Tätigkeit per 01. Januar 2026 aufnehmen. 

3 Personal 

Die Arbeitsverhältnisse der Mitarbeitenden, welche im Dezember 2025 von einer der beiden Vertrags-
partner angestellt und mit einem festen Pensum im Bereich der Spital- oder Gefängnisseelsorge tätig 
sind, und die nicht per 31.12.2025 enden, werden nach den Massgaben von Art. 333 ff OR per 
01.01.2026 auf die Stiftung übertragen. 

Ist eine Person für mehrere unterschiedliche Tätigkeitsfelder angestellt, so geht das Arbeitsverhältnis 
lediglich mit dem Anteil auf die Stiftung über, welcher auf die Spital- oder Gefängnisseelsorge entfällt. 

Die Arbeitsverhältnisse der Mitarbeitenden, welche derzeit in Alters- und Pflegeheimen oder Behinder-
teneinrichtungen tätig sind, werden derzeit nicht auf die Stiftung übertragen. Für eine allfällige spätere 
Realisierung dieser Option bedarf es wiederum einer ausdrücklichen Vereinbarung zwischen den Kir-
chen und der Stiftung. 

Die Stiftung bietet allen übernommenen Mitarbeitenden einen Arbeitsvertrag mit dem bisherigen Ar-
beitspensum (Jahresstunden) und mindestens gleichem Bruttosalär (Stand Dezember 2025) an. Bis-
herige Dienstjahre bei den Vertragsparteien werden angerechnet. 

Die Mitarbeitenden bleiben bei der Vorsorgeeinrichtung versichert, der sie bisher angeschlossen ge-
wesen sind. 

Im Übrigen gestaltet die Stiftung ihre eigenen einheitlichen Anstellungsbedingungen. 

4 Beiträge an die Stiftung und Haftungsausschluss 

Die Kirchen leisten im Rahmen der von den Synoden zu beschliessenden Kooperationsvereinbarungen 
und der jeweiligen Budgets finanzielle Beiträge an die Stiftung. Deren Höhe hängt ab von den Modalitä-
ten des zukünftigen Staatsbeitrags und der Beiträge der Spitäler, soll aber die bisherigen Nettokosten 
für die Spital- und Gefängnisseelsorge nicht übersteigen. 

Die ERK BS trägt überdies die Bestandesanteile an den Lohnkosten der per 01.01.2026 in die Stiftung 
übertretenden Mitarbeitenden, welche den jeweiligen Lohnansatz gemäss dem am 01.01.2026 gelten-
den Lohnsystem der Stiftung übersteigen (Besitzstandskosten). 

Die RKK BS trägt die Sachkosten für den Vierwochenkurs der Mitarbeitenden mit bischöflicher Missio 
Canonica, soweit sie die reglementarischen Vergütungen der Stiftung übersteigen. 
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Eine weitergehende Haftung der Kirchen für Verpflichtungen der Stiftung, namentlich für allfällige aus-
serordentliche Kosten der beruflichen Vorsorge, ist ausgeschlossen.  
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5 Vereinbarungen 

Die folgenden laufenden Vereinbarungen werden – das Einvernehmen der weiteren Beteiligten voraus-
gesetzt – per 31.12.2025 einvernehmlich aufgehoben und durch angepasste Kooperationsvereinbarun-
gen mit der Stiftung ersetzt: 

- Vertrag über die Seelsorge in den öffentlichen Spitälern zwischen dem Universitätsspital, Felix 
Platter-Spital und den Universitären Psychiatrischen Kliniken einerseits, nachfolgend öffentli-
che Spitäler, und der Evangelisch-reformierten Kirche Basel-Stadt, der Römisch-Katholischen 
Kirche Basel-Stadt, der Christkatholischen Kirche Basel-Stadt und der Israelitischen Ge-
meinde Basel andererseits vom 20. Juni 2012 (ERK BS: IV C 2 b). 

- Vertrag zwischen der Evangelisch-reformierten Kirche des Kantons Basel-Stadt und der Rö-
misch-Katholischen Kirche des Kantons Basel-Stadt betreffend Gefängnisseelsorge vom 
21./24. Februar 2022. 

6 Schlussbestimmung 
Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der Synoden der beiden Vertragspartner. Er tritt mit deren Zu-
stimmung in Kraft. 

 

Beilage: Stiftungsstatuten 

 

Basel,  

 

Evangelisch-reformierte Kirche des Kantons Basel-Stadt 

 

 

 

 

 

Römisch-Katholische Kirche des Kantons Basel-Stadt 
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[Name] 

Stiftung für spezialisierte Spiritual Care  

 

Stiftungsstatut 

 

l. NAME, SITZ UND ZWECK DER STIFTUNG 

Artikel 1 

Unter dem Namen „[...], Stiftung für spezialisierte Spiritual Care“ besteht eine Stiftung im Sinne von 
Artikel 80 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs (ZGB). Sie hat ihren Sitz in Basel. 

Artikel 2 

Die Stiftung bezweckt in ökumenischem Sinn und interreligiöser Offenheit, die professionelle Seel-
sorge («spiritual care») für die Menschen sicherzustellen, die sich dauernd oder vorübergehend in In-
stitutionen wie Spitälern, Heimen oder Gefängnissen im Kanton Basel-Stadt aufhalten, und zwar nach 
ihrem Bedarf und unabhängig von ihrer Herkunft, Religion oder Konfession. 

Zu diesem Zweck schliesst sie mit den sich beteiligenden Religionsgemeinschaften und Institutionen 
entsprechende Kooperationsvereinbarungen ab. 

Die gegenseitigen Leistungen werden in einer Vereinbarung zwischen der Trägerschaft und dem Kan-
ton konkretisiert. 

 

ll. VERMÖGEN UND ORGANISATION 

Artikel 3 

Die Stifterorganisationen widmen der Stiftung anlässlich ihrer Errichtung gemeinsam einen Betrag von 
CHF 50'000. Davon übernehmen die Evangelisch-reformierte Kirche des Kantons Basel-Stadt und die 
Römisch-Katholische Kirche des Kantons Basel-Stadt einen Betrag von je CHF 25'000. 

Das Stiftungsvermögen kann jederzeit durch weitere Zuwendungen der Stifterorganisationen oder 
Dritter vermehrt werden, insbesondere durch Kantonsbeiträge, Beiträge der beteiligten Institutionen, 
Vermögenserträge und Zuwendungen aller Art. 

Artikel 4 

Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat, die Geschäftsführung sowie die Revisionsstelle. 
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III. STIFTUNGSRAT 

Artikel 5 

Der Stiftungsrat setzt sich aus neun Mitgliedern zusammen. Davon ernennen - durch die jeweils zu-
ständigen Behörden resp. Organe - 

- die Evangelisch-reformierte Kirche des Kantons Basel-Stadt drei Mitglieder, 

- die Römisch-Katholische Kirche des Kantons Basel-Stadt drei Mitglieder, 

- die Christkatholische Kirche Basel-Stadt ein Mitglied, 

- die Israelitische Gemeinde Basel ein Mitglied, 

- die Stiftung Diakonat Bethesda ein Mitglied. 

Die Mitglieder des Stiftungsrates können jederzeit und ohne Angabe von Gründen durch die Behörden 
resp. Organe abberufen werden, welche sie ernannt haben. Eine Kooptation durch den Stiftungsrat ist 
ausgeschlossen. 

Weitere vom Kanton Basel-Stadt gemäss §§ 126 oder 133 der Kantonsverfassung anerkannte Religi-
onsgemeinschaften, namentlich die Evangelisch-Lutherische Kirche Basel und Nordwestschweiz, wir-
ken mit, indem sie jeweils eine Person mit beratender Stimme in den Stiftungsrat entsenden. Grund-
lage für die Mitwirkung bildet der Abschluss einer Vereinbarung gemäss Artikel 2. Das Nähere kann in 
einem Reglement geregelt werden. 

Artikel 6 

Die Amtsdauer des Stiftungsrates beträgt 4 Jahre und dauert jeweils vom 1. September bis zum 31. 
August. Wiederwahl ist möglich. Bei Ersatzwahlen während der Dauer einer Amtsperiode treten die 
Neugewählten in die laufende Amtsdauer ein. 

Artikel 7 

Der Stiftungsrat konstituiert sich selbst, wobei das Präsidium und das Vizepräsidium nicht von Mitglie-
dern derselben Stifterorganisation wahrgenommen werden sollen. 

Er bestimmt diejenigen seiner Mitglieder, welche kollektiv die rechtsverbindliche Unterschrift für die 
Stiftung führen. 

Artikel 8 

Der Stiftungsrat führt die Geschäfte, vertritt die Stiftung nach aussen und verwaltet das Vermögen der 
Stiftung. In seine Kompetenz fallen insbesondere folgende, nicht delegierbare Aufgaben: 

a) Wahl der Geschäftsführung und der Revisionsstelle sowie Beauftragung der Administrationsstelle 

b) Festlegung der internen Organisation, der Finanzorganisation und der Anlagestrategie 

c) Erlass des Geschäftsreglements und allfälliger weiterer Reglemente; die Reglemente sind der Auf-
sichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 

d) Genehmigung der Vereinbarungen mit beteiligten Institutionen sowie Kirchen und Religionsge-
meinschaften 

e) Festlegung von Leistungsstandards und von Vorgaben für die Qualitätssicherung 

f) Festlegung des Finanz- und Stellenplans, Genehmigung des Budgets 
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g) Festlegung der Anstellungskonditionen, des Lohnsystems sowie der Regelung der beruflichen Vor-
sorge 

h) Entgegennahme des Revisionsberichts und Genehmigung der Jahresrechnung 

i) Berichterstattung an die Aufsichtsbehörde 

Artikel 9 

Zudem beauftragt der Stiftungsrat jeweils eines seiner Mitglieder oder einen Ausschuss: 

a) als vorgesetzte Stelle der Geschäftsführung 

b) mit anstehenden Vertragsverhandlungen mit Institutionen und Kirchen oder Religionsgemein-
schaften, zusammen mit der Geschäftsführung 

c) gegebenenfalls mit der Klärung von grundlegenden Zusammenarbeitsproblemen mit Institutionen 
und Kirchen oder Religionsgemeinschaften 

d) mit der Wahl und Entlassung von Seelsorgenden 

e) mit der Genehmigung der Arbeitsverträge und deren Änderungen sowie von Verwarnungen 

f) mit der Genehmigung von Sachausgaben über Budget. 

Artikel 10 

Der Stiftungsrat wird durch die Präsidentin oder den Präsidenten, im Verhinderungsfall durch seine 
Stellvertreterin oder seinen Stellvertreter, unter Angabe der Traktanden und sooft es die Geschäfte 
erfordern, mindestens jedoch einmal pro Jahr unter Einhaltung einer Frist von drei Wochen einberu-
fen. 

Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens sechs Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine 
Beschlüsse einschliesslich allfälliger Wahlen mit Zustimmung von mindestens sechs seiner Mitglie-
der. 

Änderungen der Statuten bedürfen der Zustimmung von mindestens sechs Mitgliedern des Stiftungs-
rates und der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 

Über die Beschlüsse des Stiftungsrates ist Protokoll zu führen. 

Mit Einverständnis aller Mitglieder des Stiftungsrates kann dieser seine Verhandlungen auch mittels 
Videokonferenz abhalten. 

Zirkulationsbeschlüsse sind zulässig, sofern nicht ein Mitglied mündliche Beratung verlangt. Ein Zirku-
lationsbeschluss bedarf der Zustimmung von mindestens sechs Mitgliedern des Stiftungsrates. Zirku-
lationsbeschlüsse sind ins nächste ordentliche Protokoll aufzunehmen. 

 

IV. GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Artikel 11 

Seine übrigen Aufgaben, insbesondere die Führung der laufenden Geschäfte, delegiert der Stiftungs-
rat einer Geschäftsführung. Ihr obliegt insbesondere die operative Führung der Stiftung und die Pflege 
der Beziehungen mit den beteiligten Institutionen und Religionsgemeinschaften. 
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Einzelne oder besondere Aufgaben sowie die Administration kann der Stiftungsrat auch einem seiner 
Mitglieder oder Dritten übertragen. Der Stiftungsrat regelt dabei die Aufgaben, die Kompetenzen und 
die Zeichnungsberechtigung in einem Reglement. 

 

V. GEISTLICHE 

Artikel 12 

Von der Stiftung angestellte Seelsorgende üben ihre Aufgaben mit ihrem kirchlich und staatlich gere-
gelten Status aus, insbesondere in Bezug auf ihren öffentlichen Auftrag, das Berufsgeheimnis, das 
Zeugnisverweigerungsrecht sowie das Seelsorge- und Beichtgeheimnis. 

VI. RECHNUNGSLEGUNG UND REVISIONSSTELLE 

Artikel 13 

Der Stiftungsrat ernennt für die Dauer von jeweils 1 Jahr eine von der Revisionsaufsichtsbehörde aner-
kannte Person oder Gesellschaft als Revisionsstelle. Wiederwahl ist möglich.  

Der Revisionsstelle obliegen die vom Gesetz und allfälligen Weisungen der Aufsichtsbehörde festge-
legten Aufgaben. 

Artikel 14 

Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

Die Stiftung reicht die Rechnung, den Jahresbericht und den Bericht der Revisionsstelle der Aufsichts-
behörde ein. 

 

VII. ÄNDERUNG, ERGÄNZUNG, AUFHEBUNG 

Artikel 15 

Der Stiftungsrat kann der zuständigen Behörde eine Änderung der Bestimmungen des Stiftungsstatuts 
unter Wahrung des Stiftungszwecks beantragen (Art. 85, 86 und 86b ZGB). 

Ein solcher Antrag bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der Evangelisch-reformierten sowie der Rö-
misch-katholischen Kirche des Kantons Basel-Stadt als Stifterorganisationen.  

Die Stifterorganisationen behalten sich gestützt auf Art. 86a ZGB und unter Beachtung der gesetzli-
chen Voraussetzungen ausdrücklich das Recht vor, den Zweck der Stiftung abzuändern. 

Kann der Stiftungszweck nicht mehr erfüllt werden oder ist der Zweck widerrechtlich oder unsittlich 
geworden, wird die Stiftung auf Antrag oder von Amtes wegen nach den gesetzlichen Vorschriften auf-
gehoben. 

Ein allfälliges Restvermögen wird mit Zustimmung der zuständigen Behörde einer oder mehreren steu-
erbefreiten gemeinnützigen, privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Institutionen mit möglichst 
ähnlicher Zwecksetzung mit Sitz im Kanton Basel-Stadt zugeführt. Ein Rückfall des Stiftungsvermö-
gens an die Stifterorganisationen ist ausgeschlossen. 


